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Erste Erfahrungen mit der Weiterentwicklung 
des Berufskrankheitenrechts 

Key Facts 

• Durch den Wegfall des Unterlassungszwangs werden mehr Berufskrankheiten 
anerkannt 

• Maßnahmen der Individualprävention stehen im Fokus 
• Die Unfallversicherungsträger müssen die Versicherten mit einer anerkann-

ten Berufskrankheit, die weiterhin einer gefährdenden Tätigkeit nachgehen, 
umfassend aufklären 

Autor 

 Hendrik Dorneburg 

Die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft (BG BAU) berichtet über ihre Erfahrungen zur Reform 
des Berufskrankheitenrechts (BK-Recht) und gibt einen Ausblick auf künftige Entwicklungen. 

Wissenstransfer innerhalb der 
BG BAU 

Um die umfangreichen Auswirkungen der 
Reform[1] auf das BK-Recht zielgerichtet an 
die Mitarbeitenden aus dem Bereich der 
Berufskrankheiten weitergeben zu kön-
nen, wurde frühzeitig eine zweitägige In-
formationsveranstaltung geplant. Durch 
die  Corona-Pandemie konnte diese jedoch 
nicht in Präsenz durchgeführt werden. 

Als Alternative wurde eine Schulung für 
Multiplikatorinnen und Multiplikatoren 
initiiert. Im November 2020 wurden alle 
Führungskräfte im Bereich der Berufs-
krankheiten digital durch das Referat 
Berufskrankheiten der Abteilung Steue-
rung Rehabilitation und Leistungen der 
Hauptverwaltung geschult. In dieser Ver-
anstaltung wurde ausführlich über die Ver-
änderungen infolge der Gesetzesreform in-
formiert, über die Auswirkungen diskutiert 
und bereits offene Fragen geklärt. Die Füh-
rungskräfte schulten dann als Multiplika-
torinnen und Multiplikatoren im Dezember 
2020 wiederum die eigenen Teams. Weiter-
hin wurden regionsübergreifende Work-
shops zu den durch die Gesetzesänderung 
maßgeblich betroffenen Berufskrankheiten 

durchgeführt. Hier erfolgte eine Darstel-
lung der Auswirkungen an Fallbeispielen, 
zum Beispiel wie sich die Bewertung der 
Schwere einer Hauterkrankung bei der Be-
rufskrankheit nach Nr. 5101 auf zukünftige 
Verfahren auswirkt.[2] 

Darüber hinaus wurden die erstellten 
Schulungsunterlagen eingesprochen, so-
dass die Mitarbeitenden jederzeit die Mög-
lichkeit haben, sich diese im Videoformat 
anzusehen und erneut anzuhören. Somit 
können sich auch neue Mitarbeitende die 
Schulungsunterlagen aufrufen und die Aus-
wirkungen durch die Gesetzesänderung 
nachvollziehen. Des Weiteren erfolgt ein 
regelmäßiger Austausch auf Ebene der Füh-
rungskräfte, um Problemlagen aus der wei-
teren Praxis zu identifizieren und zu lösen. 

Durch die genannten Maßnahmen und In-
formationsangebote sollte eine möglichst 
reibungslose Umsetzung der gesetzlichen 
Änderungen erreicht werden. 

Im Folgenden werden die bisherigen Er-
fahrungen dargestellt. Inhaltliche Schwer-
punkte liegen dabei auf dem Wegfall des 
Unterlassungszwangs sowie den Aktivitä-
ten zur Stärkung der Individualprävention.

Wegfall des Unterlassungs-
zwangs 

Bis zum 31. Dezember 2020 war es für die 
Anerkennung einer Berufskrankheit nach 
Nr. 1315, 2101, 2104, 2108, 2109, 2110, 4301, 
4302 und 5101 notwendig, dass die versi-
cherte Person die gefährdende Tätigkeit 
unterlassen hat (sogenannter Unterlas-
sungszwang). Hintergrund dieser Regelung 
war die Überlegung des Gesetzgebers, dass 
auf diesem Wege eine weitere Schädigung 
durch die Fortsetzung der gefährdenden 
Tätigkeit zu verhindern sei. 

Diese besondere versicherungsrechtliche 
Voraussetzung hat in der Praxis dazu ge-
führt, dass eine Berufskrankheit abgelehnt 
werden musste, weil die versicherte Per-
son die gefährdende Tätigkeit nicht aufge-
ben wollte oder subjektiv aus wirtschaft-
lichen Gründen nicht aufgeben konnte. 
In diesen Fällen bestand ausschließlich 
die Möglichkeit, Leistungen nach § 3 der 
Berufskrankheiten-Verordnung (BKV) zu 
erbringen (zum Beispiel präventive Maß-
nahmen am Arbeitsplatz). 

Durch die zum 1. Januar 2021 in Kraft getre-
tenen Gesetzesänderungen wurde der Un-
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terlassungszwang in den genannten neun 
Berufskrankheiten und im § 9 Abs. 1 Satz 2 
Sozialgesetzbuch (SGB) VII gestrichen. In 
der Praxis bedeutet dies, dass nunmehr 
jede der aktuell 82 Berufskrankheiten un-
abhängig davon anerkannt werden kann, 
ob die gefährdende Tätigkeit weiter aus-
geübt wird oder nicht. 

Weiterhin wurden bei den folgenden Be-
rufskrankheiten Erweiterungen an der Le-
galdefinition durch Konkretisierungen des 
relevanten Krankheitsbildes vorgenom-
men, um unter anderem Bagatellerkran-
kungen auszuschließen:[3] 

Bei der Berufskrankheit nach Nr. 2101 
wurde die Legaldefinition um „schwere 
oder wiederholt rückfällige Erkrankung“ 
erweitert. Die Schwere nach der Gesetzes-
begründung ist anzunehmen, wenn eine 
ununterbrochene Arbeitsunfähigkeit von 
mehr als drei Monaten vorgelegen hat. 
 Alternativ kann mit dem dritten Auftreten 

der Erkrankung (sogenannte wiederholte 
Rückfälligkeit) die Erweiterung der Legal-
definition erfüllt werden, wenn sich die 
versicherte Person zwischen den einzelnen 
Erkrankungen deshalb weder in Heilbe-
handlung befand noch arbeitsunfähig war. 
Bei den Berufskrankheiten nach Nr. 2108, 
2109 und 2110 wurde jeweils die Legaldefi-
nition um „die zu chronischen oder chro-
nisch-rezidivierenden Beschwerden und 
Funktionseinschränkungen der Lenden- 
bzw. der Halswirbelsäule geführt haben“ 
erweitert. Nachgewiesene, degenerative 
Veränderungen wie eine Osteochondro-
se, mit der keine chronisch-rezidivieren-
den Beschwerden und Funktionsausfäl-
len einhergehen, sollen hiermit abgegrenzt 
werden.[4] 

Bei folgenden Berufskrankheiten sind kei-
ne Erweiterungen der Legaldefinitionen 
vorgenommen worden: BK-Nr. 1315 (Er-
krankungen durch Isocyanate), BK-Nr. 2104 
(vibrationsbedingte Durchblutungsstörun-

gen an den Händen), BK-Nr. 4301 (durch 
allergisierende Stoffe verursachte obstruk-
tive Atemwegserkrankungen einschließ-
lich Rhinopathie), BK-Nr. 4302 (durch 
chemisch-irritativ oder toxisch wirkende 
Stoffe verursachte obstruktive Atemwegs-
erkrankungen) und BK-Nr. 5101 (schwere 
oder wiederholt rückfällige Hauterkran-
kungen). 

Im Zuge der Gesetzesänderungen wurde 
auch § 12 BKV neu eingeführt. Hieraus er-
gibt sich für die Unfallversicherungsträger 
die Verpflichtung, frühere Entscheidungen 
nach § 9 Abs. 4 SGB VII a. F. von Amts we-
gen zu überprüfen.[5] Bei den Berufskrank-
heiten, an denen Erweiterungen an der Le-
galdefinition vorgenommen wurden, wäre 
es möglich, dass eine Berufskrankheit nach 
den neuen Kriterien nicht anerkannt wer-
den kann, weil die neuen Voraussetzun-
gen für die Anerkennung nicht vollstän-
dig vorliegen. Bei den Berufskrankheiten 
nach Nr. 2108, 2109 und 2110 wird jedoch 
bereits in den zugehörigen Merkblättern 
auf eine entsprechende gesundheitliche 
Schädigung hingewiesen. Darüber hin-
aus konnte auch bei der Berufskrankheit 
nach Nr. 2101 festgestellt werden, dass alle 
aufgegriffenen Fälle die Voraussetzungen 
der Schwere oder wiederholten Rückfällig-
keit erfüllten. Im Ergebnis ist es damit bei 
der Überprüfung der wieder aufgegriffenen 
Fälle zu keiner negativen Entscheidung ge-
kommen, die sich auf das Krankheitsbild 
bezieht. Nach den Erfahrungen der BG BAU 
spielt die Erweiterung der Legaldefinitio-
nen bei der Überprüfung früherer Entschei-
dungen nach § 9 Abs. 4 SGB VII a. F. eine 
untergeordnete Rolle. Vielmehr können die 
Unfallversicherungsträger durch den Weg-
fall des Unterlassungszwangs mehr Berufs-
krankheiten anerkennen. 

Bei den Berufskrankheiten nach Nr. 2101, 2108, 
2109 und 2110 wurden Erweiterungen an den 
Legaldefinitionen vorgenommen.“ 

Geänderte Tatbestände der  Berufskrankheiten 

Nr. 2101: Schwere oder wiederholt rückfällige Erkrankungen der Sehnenscheiden oder des 
Sehnengleitgewebes sowie der Sehnen- oder Muskelansätze 

Nr. 2108: Bandscheibenbedingte Erkrankungen der Lendenwirbelsäule durch  langjähriges 
Heben oder Tragen schwerer Lasten oder durch langjährige Tätigkeiten in extremer 
Rumpfbeugehaltung, die zu chronischen oder chronisch-rezidivierenden Beschwerden 
und Funktionseinschränkungen (der Lendenwirbelsäule) geführt haben 

Nr. 2109: Bandscheibenbedingte Erkrankungen der Halswirbelsäule durch langjähriges 
Tragen schwerer Lasten auf der Schulter, die zu chronischen oder chronisch-rezidivieren-
den Beschwerden und Funktionseinschränkungen (der Halswirbelsäule) geführt haben 

Nr. 2110: Bandscheibenbedingte Erkrankungen der Lendenwirbelsäule durch langjährige, 
vorwiegend vertikale Einwirkung von Ganzkörperschwingungen im Sitzen, die zu chroni-
schen oder chronisch-rezidivierenden Beschwerden und Funktionseinschränkungen (der 
Lendenwirbelsäule) geführt haben 
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Stärkung der Individual-
prävention 

Durch die Gesetzesänderungen unverän-
dert geblieben ist § 3 der BKV als Rechts-
grundlage für die Durchführung individual-
präventiver Maßnahmen. Das hat zur Folge, 
dass sowohl vor als auch nach der Anerken-
nung einer Berufskrankheit entsprechen-
de Maßnahmen erbracht werden können. 

Ein besonderer Fokus wurde mit der Ge-
setzesänderung auf die Stärkung der In-
dividualprävention gelegt. Die Neufassung 
des § 9 Abs. 4 Satz 1 bis 3 SGB VII lautet: 

„Besteht für Versicherte, bei denen eine 
Berufskrankheit anerkannt wurde, die Ge-
fahr, dass bei der Fortsetzung der versi-
cherten Tätigkeit die Krankheit wiederauf-
lebt oder sich verschlimmert und lässt sich 
diese Gefahr nicht durch andere geeignete 
Mittel beseitigen, haben die Unfallversi-
cherungsträger darauf hinzuwirken, dass 
die Versicherten die gefährdende Tätigkeit 

unterlassen. Die Versicherten sind von den 
Unfallversicherungsträgern über die mit 
der Tätigkeit verbundenen Gefahren und 
mögliche Schutzmaßnahmen umfassend 
aufzuklären. Zur Verhütung einer Gefahr 
nach Satz 1 sind die Versicherten verpflich-
tet, an individualpräventiven Maßnahmen 
der Unfallversicherungsträger teilzuneh-
men und an Maßnahmen zur Verhaltens-
prävention mitzuwirken; die §§ 60 bis 65a 
des Ersten Buches gelten entsprechend.“ 

Gemäß § 9 Abs. 4 Satz 1 und 2 SGB VII er-
gibt sich folglich, dass bei anerkannten Be-
rufskrankheiten, bei denen die versicher-
te Person weiterhin einer gefährdenden 
Tätigkeit nachgeht, eine besondere Auf-
klärungs- und Beratungspflicht durch die 
Unfallversicherungsträger erforderlich ist. 
Diese Pflicht gilt nicht nur für die ehemali-
gen Berufskrankheiten mit Unterlassungs-
zwang, sondern für alle Berufskrankheiten. 

Die Aufklärung und Beratung der versicher-
ten Person kann über verschiedene Kanäle 

und Anlässe erfolgen. Im Sinne der stra-
tegischen Ausrichtung der BG BAU sollte 
diese jedoch idealerweise persönlich in 
Sprechstunden, durch die Betriebsärztin 
oder den Betriebsarzt oder am Arbeitsplatz 
erfolgen. Für die persönlichen Beratungen 
am Arbeitsplatz steht bei der BG BAU die 
Präventionsberatung zur Verfügung. Diese 
wird nach einer Anerkennung beauftragt, 
die versicherte Person am Arbeitsplatz auf-
zusuchen und neben einer ausführlichen 
Beratung zu den vorliegenden Gefahren am 
Arbeitsplatz insbesondere über mögliche 
Schutzmaßnahmen aufzuklären. Gemein-
sam mit der versicherten Person und dem 
Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin sollen 
geeignete individuelle Maßnahmen aus-
gewählt werden, um der Progredienz der 
Erkrankung entgegenzuwirken und eine 
Weiterarbeit in der beruflichen Tätigkeit 
zu ermöglichen. Im Jahr 2022 wurden so 
beispielsweise fast 500 Versicherte mit 
einer anerkannten Berufskrankheit nach 
Nr. 5103 (Hautkrebs durch UV-Strahlung) 
am Arbeitsplatz beraten.[6] 

Coverabbildungen der BG BAU-Broschüren Kniekolleg, Rückenkolleg, Hüftkolleg 
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Im Fokus der Entscheidungen eines Unfallversicherungs-
trägers muss immer die versicherte Person stehen. Deshalb 
sind die Unfallversicherungsträger gehalten, weitere Maß-
nahmen der Individualprävention zu entwickeln, um den 
 Versicherten passgenaue Angebote unterbreiten zu können.“ 

Um den Versicherten weitere Möglichkeiten 
anbieten zu können, sind neue individual-
präventive Maßnahmen zu entwickeln. Bei 
der BG BAU wurde beispielsweise das beste-
hende Portfolio von Knie- und Rückenkolleg 
um das neue Angebot Hüftkolleg erweitert. 

Außerdem wurden folgende Sprechstun-
denformate etabliert und ausgedehnt: 
Muskel-Skelett-Erkrankungssprechstun-
de, Hautsprechstunde und die Atemwegs-
sprechstunde. Hierzu werden die Versi-
cherten zu Beginn des Verfahrens zu einer 
entsprechenden Sprechstunde eingeladen, 
um schnellstmöglich den Sachverhalt er-
mitteln zu können, gegebenenfalls bereits 
entsprechende Maßnahmen nach § 3 BKV 
einzuleiten und eine individuelle Beratung 
durchzuführen. 

Aktueller Ausblick 

Auch wenn die Gesetzesänderungen be-
reits zum 1. Januar 2021 in Kraft getreten 
sind, gibt es weiterhin Themenbereiche, 
die sich aufgrund ihrer Komplexität noch in 
der Diskussion oder Aktualisierung befin-
den. Dies betrifft zum Beispiel die Bamber-
ger und Reichenhaller Begutachtungsemp-
fehlungen, die derzeit überarbeitet werden, 
um sie an die neue Gesetzesänderung an-
zupassen. Für die Überarbeitungszeit wur-
den hierfür bereits Regelungen getroffen, 
um eine Handlungsfähigkeit der Unfall-
versicherungsträger sicherzustellen.[7] Es 
bleibt abzuwarten, ob eine einheitliche Be-
wertung der Begutachtungsempfehlungen 
zur Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) 

erzielt werden kann. Die bisherige Bewer-
tung der MdE erfolgte auf der Grundlage, 
dass die gefährdende Tätigkeit bereits auf-
gegeben wurde. 

Des Weiteren werden derzeit Kriterien er-
arbeitet, in welchen Fallkonstellationen – 
als Ultima Ratio – auf die Unterlassung 
der gefährdenden Tätigkeit durch die Un-
fallversicherungsträger hingewirkt werden 
muss (§ 9 Abs. 4 Satz 1 SGB VII). Diese Ent-
scheidung muss in Absprache mit ärztli-
chen Sachverständigen, dem Unfallversi-
cherungsträger, dem Arbeitgeber oder der 
Arbeitgeberin und im Besonderen der ver-
sicherten Person erfolgen. 

Im Fokus der Entscheidungen eines Unfall-
versicherungsträgers muss immer die ver-
sicherte Person stehen. Deshalb sind die 
Unfallversicherungsträger gehalten, wei-
tere Maßnahmen der Individualprävention 
zu entwickeln, um den Versicherten pass-
genaue Angebote unterbreiten zu können. 
Gemeinsam mit der versicherten Person 
und dem Arbeitgeber oder der Arbeitge-
berin müssen die Unfallversicherungsträ-
ger mit allen geeigneten Mitteln versuchen, 
dem Entstehen einer Berufskrankheit oder 
der Verschlimmerung einer bereits einge-
tretenen Berufskrankheit entgegenzuwir-
ken und somit eine Weiterarbeit in der be-
ruflichen Tätigkeit zu ermöglichen. 

Welche Auswirkungen und welcher Nutzen 
der gesetzlichen Änderungen sich ableiten 
lassen, wird letztlich auch unter Berück-
sichtigung des § 218f SGB VII zu bewerten 

sein. In diesem Zusammenhang ist dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) bis zum 31. Dezember 2026 ein Be-
richt über die Umsetzung und Wirkungen 
der Gesetzesänderungen vorzulegen.  ← 

Fußnoten 
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